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Der US-Amerikaner Paul Whelan
ist wegen Spionage in Moskau
zu 16 Jahren Straflager verurteilt
worden. Dabei hat er nicht unbe-
dingt einen Agentenlebenslauf
hinter sich. „Das ist ein politi-
scher Prozess. Eine Schande“,

erklärte Paul
Whelan im
Gerichtssaal.
Whelan, 50,
ledig, keine
Kinder, hatte
wiederholt
versichert,
er liebe
Russland
und habe
nichts mit
den Geheim-

diensten zu
tun. Der US-Marineinfanterist
und Irak-Veteran war 2008 nach
einer Diebstahlaffäre unehrenhaft
aus der Armee entlassen wor-
den, brachte es danach zum
Sicherheitschef eines Michiganer
Autoersatzteilproduzenten und
hat seit 2006 mehrfach Russland
besucht. 2018 war der Trump-
Sympathisant zu einer Hochzeit
in Moskau und wurde festge-
nommen: Man erwischte ihn im
Hotel Metropol dabei, wie er
einen USB-Stick mit angeblichen
Geheimdaten von einem Mos-
kauer Bekannten entgegennahm,
der für den Inlandsgeheimdienst
FSB arbeitete. Laut Anklage
hatte Whelan versucht, ihn und
andere russische Abwehrleute
anzuwerben. Er selbst beteuerte,
sein Bekannter habe ihm bloß
Fotos einer gemeinsamen Klos-
terreise versprochen. Die Zeitung
„Kommersant“ schreibt, Whelan
habe in Moskau vor seiner Ver-
haftung tagelang harten Alkohol
getrunken, auch vor und wäh-
rend seines fatalen Treffens sei
der Whiskey geflossen. US-
Botschafter John Sullivan be-
zeichnete das Urteil gegen Whe-
lan als Hohn. „Wenn sie das mit
Paul gemacht haben, werden sie
es mit jedem tun.“ Russische
Beobachter vermuten, Whelan
werde in den nächsten Monaten
ausgetauscht. „Das war offenbar
das Ziel des ganzen Strafver-
fahrens“, sagt Menschenrechtler
Lew Ponomarjow. Die russische
Seite wolle wohl den interna-
tional bekannten Waffenhändler
Viktor But freibekommen, der in
den USA eine 25-jährige Gefäng-
nisstrafe absitzt.

Stefan Scholl
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BRÜSSEL - Mit Zahlen lässt sich treff-
lich Politik machen. Um 42 Prozent
steige der deutsche EU-Beitrag,
wenn es beim Vorschlag der EU-
Kommission bleibe, rechnete die
„Welt“ vor. Das ist zwar korrekt. Es
klingt aber deutlich dramatischer als
das zugrundeliegende Plus von 13
Milliarden pro Jahr – Rückflüsse als
Projektzuschüsse oder Agrarbeihil-
fen sind da noch nicht einmal einge-
preist.

Alle sieben Jahre, wenn die Ver-
handlungen über die mehrjährige Fi-
nanzplanung in die heiße Phase ge-
langen, geht die Debatte ums liebe
Geld wieder von vorne los. Je nach
politischer Couleur und Haltung
zum europäischen Projekt wird der
deutsche Beitrag als zu hoch, zu nied-
rig oder genau angemessen angese-
hen. Wie viel wir unter dem Strich
nach Brüssel überweisen, lässt sich
jetzt ohnehin noch nicht sagen. Es
hängt wesentlich davon ab, was wir
aus dem Gemeinschaftstopf auch
wieder zurückerhalten und wie hoch
es die Exportnation Deutschland
ökonomisch bewertet, in einem funk-
tionierenden, schrankenfreien Bin-
nenmarkt Handel treiben zu können. 

Etwas mehr als ein Prozent des
Bruttoinlandsprodukts wird aus der
deutschen Staatskasse nach Brüssel
fließen. Der Beitrag steigt in dem Ma-
ße, in dem die Wirtschaft der ande-
ren Mitgliedsstaaten schrumpft. Es

liegt also schon deshalb im deut-
schen Interesse, dass Frankreich, Ita-
lien und die anderen Südländer
schnell wieder auf die Beine kom-
men. Dieser Prozess könnte be-
schleunigt werden, wenn die dem-
nächst großzügig fließenden Coro-
na-Hilfen der EU an Reformauflagen
gebunden würden. Wie das gehen
könnte, ohne französische und italie-
nische Empfindlichkeiten zu verletz-
ten, ist aber bislang noch völlig un-
klar. Es wird einer der Hauptstreit-
punkte unter der am 1. Juli beginnen-
den deutschen Ratspräsidentschaft
werden.

Möchte man die leidige Beitrags-
zahlerdebatte endlich vom Tisch be-
kommen, hilft nur eines: Die EU
braucht mehr Eigenmittel. Auch da-
rüber wird seit Jahren nachgedacht,
doch die zündende Idee für eine EU-
Steuer hatte bis jetzt noch niemand.

An der Finanztransaktionssteuer will
sich kaum ein Land beteiligen. Die
Einnahmen aus dem Klimahandel
sind schon an anderer Stelle verplant
und eine Abgabe auf die Plastikpro-
duktion will auch niemandem so
richtig einleuchten. Die Krux ist, dass
über Steuern in der EU nur einstim-
mig entschieden werden kann und
die Begehrlichkeiten der nationalen
Finanzminister dafür sorgen, dass
Brüssel am Ende meist leer ausgeht. 

Jeder vierte Euro, der an die EU
überwiesen wird, könnte im kom-
menden Mehrjahreshaushalt aus
Deutschland kommen. Von den ge-
planten 500 Milliarden für den Wie-
deraufbaufonds werden mehr als 100
Milliarden vom deutschen Finanzmi-
nister überwiesen – gemessen daran
sind die geschätzten 13 zusätzlichen
Milliarden jährlicher Haushaltsbei-
trag schon fast eine Kleinigkeit. 

Mehr Geld für Brüssel
Die EU-Kommission will, dass Deutschland sich 

stärker am gemeinsamen Haushalt beteiligt – Was das bedeutet

Ob man den deutschen Beitrag für angemessen hält, hängt vom Standpunkt des
Betrachters ab. FOTO: IMAGO IMAGES

Von Daniela Weingärtner
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BERLIN (dpa) - Sechs Jahre stand die
schwarze Null, jetzt muss sich der
Bund wegen der Corona-Krise so
viel Geld leihen wie noch nie zuvor.
Finanzminister Olaf Scholz (SPD)
plant für 2020 mit einer Neuver-
schuldung von 218,5 Milliarden Euro.
Das ist fast fünfmal so viel wie im bis-
herigen Rekordschuldenjahr 2010 in
der Finanzkrise. Damals galt es Ban-
ken zu retten und den Konsum anzu-
kurbeln. Jetzt geht es um die Stabili-
sierung fast der gesamten Wirt-
schaft, die in der Pandemie Einbrü-
che erlitten hat, wie man sie sich
vorher kaum vorstellen konnte.
Doch vielen stellt sich angesichts der
Rekordsumme trotzdem die Frage:
„Wer soll das bezahlen?“

156 Milliarden Euro an neuen Kre-
diten hatte der Bundestag für die
Hilfsprogramme bereits im März ge-
nehmigt – und dafür eigens die
Schuldenbremse im Grundgesetz
außer Kraft gesetzt. Jetzt kommen in
einem zweiten Nachtragshaushalt
noch einmal 62,5 Milliarden Euro da-
zu, wie am Montag aus dem Finanz-
ministerium verlautete. Kabinett
und Bundestag müssen allerdings
noch zustimmen. 

Damit sollen Einbrüche bei den
Steuereinnahmen ausgeglichen wer-
den, vor allem aber will der Bund so
das von Union und SPD ausgehan-
delte Konjunkturpaket finanzieren,
das die Bürger wieder in Konsumlau-

ne bringen soll. Unions-Haushälter
Eckhardt Rehberg räumte ein: „Mir
macht es keine Freude, Schulden in

dieser Rekord-
höhe aufzuneh-
men. Die Alter-
native wäre aber,
dass viele Unter-
nehmen pleite
gehen und die
Arbeitslosigkeit
in die Höhe
schießt.“

Teil des Kon-
junkturpakets ist

eine vorüberge-
hende Senkung der Mehrwertsteuer,
die Einkäufe im Supermarkt, im Mö-
bel- oder Autohaus und in anderen
Geschäften bis Jahresende günstiger
machen soll. Außerdem bekommen
Familien mit Kindern einen Bonus
von 300 Euro pro Kind. Kleine und
mittelständische Unternehmen kön-
nen Überbrückungshilfen von insge-
samt 25 Milliarden Euro erhalten, da-
mit sie noch im Geschäft sind, wenn
die Wirtschaft langsam wieder
durchstartet. 

Die neuen Kredite kann der Bund
nach Ansicht des Finanzministeri-
ums vor allem wegen der soliden
Haushaltsentwicklung der vergan-
genen Jahre tragen. Sechs Jahre lang
wurden keine Schulden gemacht, zu-
letzt fiel die Schuldenquote erstmals
wieder unter die von der EU gefor-
derte Quote. Daher habe Deutsch-
land „die notwendige Finanzkraft,

entschlossen zu reagieren und wirk-
same konjunkturelle Impulse zu set-
zen“, heißt es im Entwurf zum Nach-
tragshaushalt.

Angesichts der Rekordsummen
befürchten trotzdem viele, dass sich
der Schuldenberg in absehbarer Zeit
nicht wieder abtragen lässt. FDP-
Haushälter Otto Fricke rief daher
zum vorübergehenden Verzicht auf
Projekte wie die Grundrente auf.
„Wer in der Krise nicht bereit ist, auf
bestimmte Ausgaben zu verzichten,
der wird am Ende nichts mehr zu ge-
stalten haben“, sagte er. 

Ökonomen sehen die Neuver-
schuldung weit weniger kritisch –
und auch nicht als Grund, um auf
wichtige Investitionen zu verzich-
ten. Wichtig sei, dass der Bund die
Zinsen aus seinen Steuereinnahmen
bedienen könne, erläuterte kürzlich
der Steuerexperte Martin Beznoska
vom Institut der Deutschen Wirt-
schaft in Köln. „So lange der Staat am
Kapitalmarkt weiter zu vernünftigen
Zinsen Geld bekommt, ist es kein
Problem, Schulden zu haben.“

Finanzminister Scholz plant, den
größten Teil der Corona-Schulden
innerhalb von 20 Jahren ab 2023 zu
tilgen. Während CDU-Generalsekre-
tär Paul Ziemiak einen Abbau schon
bis 2030 fordert, halten Ökonomen
selbst den Zeitplan des Finanzminis-
ters noch für unnötig ambitioniert –
da auch Kredite mit 30-jähriger Lauf-
zeit gerade zu guten Konditionen zu
haben sind.

Schulden in neuer Dimension
Finanzminister Scholz plant wegen der Corona-Krise einen zweiten

Nachtragshaushalt in Höhe von 62,5 Milliarden Euro – Tilgung ab 2023

Von Theresa Münch
�

AfD-Parteiveranstaltung spricht, ist
eine Beobachtung durchaus mög-
lich. 

Woran kann man festmachen, ob
sich eine Partei oder Gruppe ver-
fassungswidrig verhält?
Vor allem natürlich an Äußerungen
von Parteivertretern, die deutlich
machen, dass die Partei nicht auf
dem Boden des Grundgesetzes steht.
Und sich die Vertreter der Partei
sich offen gegen die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung des
Grundgesetzes stellen. Das kann be-
legt werden durch Äußerungen, In-
ternetauftritte, Stellungnahmen. Es
gibt keine Checkliste, um festzustel-
len, dass die Partei verfassungswid-
rig ist. Aber je mehr Mosaiksteine ein
Bild der Verfassungswidrigkeit er-
geben, desto eher ist der Schluss ge-

rechtfertigt. Aber wenn
hinreichend Aspekte zu-
sammenkommen, die die
Verfassungswidrigkeit be-
gründen, dann kann das
Bundesverfassungsgericht
in einem Verbotsverfah-
ren sagen: „Jawohl, die
Partei ist verfassungswid-
rig.“ Sollte etwa ein Partei-
vorsitzender zum Umsturz
aufrufen, dann würde eine

solche Art von Äußerung
schon ausreichen. Das ist natürlich
ein extremes Beispiel. 

Der rechtsnationale „Flügel“ der
AfD wurde offiziell aufgelöst, An-
dreas Kalbitz, der als rechtsextrem
geltende Landesvorsitzende in
Brandenburg, wurde von der Par-
tei ausgeschlossen. Warum reicht
das offenbar nicht, um die Verfas-
sungstreue der Partei unter Beweis
zu stellen?
Das hängt letztendlich von den Tat-
sachenermittlungen ab. Ob die AfD
damit vom Vorwurf der Verfas-
sungsfeindlichkeit frei ist, wird die
Beobachtung durch den Verfas-
sungsschutz zeigen. Kalbitz ist zwar
nicht mehr in der Partei, aber ja nach
wie vor in der Landtagsfraktion.
Wenn die Beobachtung ergibt, dass
das eine klinisch saubere Trennung
war, und dass er und seine Mitstrei-
ter beim Landesverband nicht mehr
viel zu sagen haben, dann wird man
vielleicht zu dem Ergebnis kommen:
Verfassungswidrigkeit nein. Aber
wenn er nun im Hintergrund agiert,
wovon ja auszugehen ist, dann wird
das Landesamt gegebenenfalls zu

RAVENSBURG - Das Landesamt für
Verfassungsschutz hat den Landes-
verband der AfD in Brandenburg
zum Verdachtsfall erklärt. Der Ge-
heimdienst wird den Verband nun
beobachten. Michael Brenner ist
Verfassungsrechtler an der Univer-
sität Jena. Sebastian Heilemann hat
ihn gefragt, welche Folgen die Beob-
achtung für die AfD hat.

Herr Brenner, was ist so besonders
an dem Entschluss, den AfD-Lan-
desverband in Brandenburg unter
Beobachtung zu stellen? 
Neu ist, dass erstmals ein ganzer
Landesverband beobachtet wird.
Unter anderem in Thüringen stand
der rechte „Flügel“ bereits unter Be-
obachtung. Der Unterschied ist, dass
der „Flügel“ nur eine Facette des
Landesverbands ist. Dass jetzt der
ganze Landesverband in
Brandenburg unter Beob-
achtung gestellt wird, ist
eine neue Dimension. Es
zeigt auch, dass offensicht-
lich verfassungsfeindli-
ches Potenzial in so einer
Dichte vorhanden ist, dass
die Beobachtung des ge-
samten Verbands gerecht-
fertigt ist – zumindest in
den Augen des Landesam-
tes für Verfassungsschutz.
Gegebenenfalls kann das dann auch
in ein Parteiverbotsverfahren mün-
den.

Welche Maßnahmen kann das
Landesamt für Verfassungsschutz
nun ergreifen?
Der Verfassungsschutz kann nun mit
nachrichtendienstlichen Mitteln ar-
beiten. Dazu zählen das Abhören,
Observationen oder der Einsatz von
Vertrauensleuten. Letztendlich wird
die Aufgabe des Landesamtes für
Verfassungsschutz sein, festzustel-
len, ob der Vorwurf der Verfas-
sungswidrigkeit hinreichend juris-
tisch belastbar untermauert werden
kann. Dazu gehört auch, dass einzel-
ne Funktionäre beobachtet werden
können. Man wird vorsichtig sein
müssen bei AfD-Abgeordneten, weil
sie in ihrer parlamentarischen Ar-
beit natürlich nicht behindert wer-
den dürfen. Das Landesamt darf
nicht in die Sphäre des freien Man-
dates eindringen. Dieses ist verfas-
sungsrechtlich geschützt. Aber so-
bald sich ein Abgeordneter parteipo-
litisch äußert und etwa verfassungs-
feindlich auf einer

dem Ergebnis kommen, dass der Par-
teiausschluss nur eine kosmetische
Maßnahme war. Auch wenn es in
Thüringen den „Flügel“ offiziell

nicht mehr gibt: Die Leute lösen sich
nicht in Luft auf. Die treiben jetzt ihr
Unwesen auf andere Weise. Wenn
das in Brandenburg auch der Fall

sein sollte, wird man da auch sagen
müssen: verfassungswidrig. Das
Landesamt wird sicherlich nicht auf
so eine Tünche reinfallen. 

Könnte nun auch die gesamte AfD
zum Beobachtungsobjekt werden?
Das wird man nicht ausschließen
können. Der Verdacht der Verfas-
sungsfeindlichkeit hat jedoch seinen
Schwerpunkt in den neuen Ländern.
In Thüringen ist die AfD relativ
stark, in Brandenburg und Sachsen
auch. Dass das schon einen Rück-
schluss auf die Verfassungswidrig-
keit der Bundes-AfD zulässt, halte
ich im Moment für eine etwas ge-
wagte These. Natürlich gibt es auch
in der Bundestagsfraktion Mitglie-
der, die mit Thüringen sympatisie-
ren. Aber wenn man juristische
Maßstäbe anlegt, muss man viel-
leicht ein bisschen vorsichtig sein.
Da kann nicht vom Verhalten einzel-
ner Landesverbände auf die gesamte
Partei geschlossen werden. 

Welche Folgen hat die Beobach-
tung nun für Beamte des Landes
mit einem Parteibuch der AfD?
Das ist eine heikle Frage. Es ist so,
dass die Beamten laut Landesbeam-
tengesetz auf dem Boden des Grund-
gesetzes stehen müssen. Das ist stän-
dige Rechtsprechung auch des Bun-
desverwaltungsgerichtes. Beamte
dürfen die Werteordnung des
Grundgesetzes nicht nur so hinneh-
men, sondern müssen sich auch po-
sitiv und aktiv für die freiheitliche
demokratische Grundordnung ein-
setzen. Und wenn daran begründete
Zweifel bestehen, kann das auch zu
einer Entlassung führen. Eine ver-
gleichbare Konstellation gibt es bei
der Polizei und der Reichsbürger-
szene. Einige Polizisten stehen die-
ser Szene nahe. Die Nähe zur Reichs-
bürgerschaft ist schon ein sehr ge-
wichtiges Indiz dafür, dass die Per-
son nicht auf dem Boden des
Grundgesetzes steht. Das wird man
vielleicht auch sagen können, wenn
man einer Partei angehört, die vom
Verfassungsschutz beobachtet wird.
Ich würde nicht soweit gehen, dass
jeder, der Mitglied der AfD ist, auto-
matisch auch in die Nähe einer Ent-
lassung aus dem Beamtenverhältnis
kommt. Aber wenn im Einzelfall an-
dere Aspekte hinzukommen, zum
Beispiel durch rechtsextreme Äuße-
rungen, kann das auch für ein AfD-
Mitglied die Entlassung aus dem
Amt zur Folge haben. 

Interview
�

„Das kann in ein Verbotsverfahren münden“
Verfassungsschutz nimmt Brandenburg-AfD schärfer in den Fokus – Das sagt Verfassungsrechtler Brenner

Trotz des Parteiauschlusses von Andreas Kalbitz, ehemaliger Vorsitzender der
AfD-Fraktion im Landtag von Brandenburg, wird der Landesverband vom Ver-
fassungsschutz beobachtet. FOTO: SOEREN STACHE/DPA
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